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Verordnungen und Verlautbarungen des Bischöflichen Generalvikariates

Art. 78                  	 Verwaltungsvorschrift Nebenkassen

Gemäß § 84 Nr. 1 Haushalts- und Kassenordnung für die kirchlichen Körperschaften und Ein-
richtungen auf der unteren pastoralen Ebene im NRW-Teil des Bistums Münster – HKO – vom 
01.07.2021 (Kirchliches Amtsblatt Münster 2021, Nr. 6,  Art. 122) 

§ 1 Grundsätze der Kassenführung

(1)	 Die nachfolgenden Regelungen gelten für alle im Einzelfall zwingend erforderlichen Nebenkas-
sen im Geltungsbereich der Haushalts- und Kassenordnung für die kirchlichen Körperschaften 
und Einrichtungen auf der unteren pastoralen Ebene im NRW-Teil des Bistums Münster (HKO) 
in der jeweils gültigen Fassung einschließlich der jeweils zugehörigen unselbstständigen Ein-
richtungen. 

(2)	 Nach § 38 HKO darf für alle Kassengeschäfte nur eine Kasse geführt werden (Einheitskasse), 
welche zwingend von der jeweils zuständigen Zentralrendantur zu führen ist. 

(3)	 Nebenkassen dürfen nur nach Maßgabe des § 38a HKO vorgehalten werden. Ihre Anzahl ist 
auf das unbedingt notwendigste Maß zu beschränken. 

(4)	 Nach § 38a HKO dürfen Nebenkassen in Kirchengemeinden und deren unselbstständigen 
Einrichtungen ausnahmsweise dann vorgehalten werden, wenn die ortsnahe Erledigung von 
Zahlungsgeschäften dieses erfordert und sie zweckmäßigerweise nicht direkt von der Zen-
tralrendantur sowie über Handvorschüsse/Vorschaltkonten im Sinne des § 40 HKO erledigt 
werden können. Im Nachfolgenden werden die verantwortlichen Personen für diese etwaigen 
Nebenkassen, welche vom Kirchenvorstand hierzu nach § 38a Abs. 2 HKO benannt wurden, als 
„Nebenkassenleitung“ geführt.								      

Bereits bestehende Nebenkassen dürfen nur weitergeführt werden, wenn die vorstehenden 
Voraussetzungen erfüllt sind. Hierüber ist ein gesonderter Kirchenvorstandsbeschluss zu tref-
fen. Auf § 38a Abs. 4 HKO wird verwiesen.

(5)	 Nebenkassen sind nach § 38a Abs. 1 HKO alle Bargeldkassen, Girokonten oder Sparbücher, 
welche nicht unter § 38 HKO fallen. Wird ein Girokonto oder Sparbuch vorgehalten, welches 
über die Nebenkasse abgewickelt wird, so ist dieses zwingend auf den Namen der Kirchenge-
meinde einzurichten. Der jeweils zuständigen Zentralrendantur soll ein SEPA-Lastschriftman-
dat erteilt werden. Die kirchengemeindlichen Aktivitäten dürfen nicht über Privatkonten ab-
gewickelt werden.

(6)	 Nebenkassen sind Arbeitskonten, sie sind keine Zweckrücklagen im Sinne des § 26 HKO. Des-
halb dürfen die Bestände den Maximalbetrag von 2.000,00 Euro dauerhaft nicht überschrei-
ten. Der Kirchenvorstand kann auch einen geringeren Betrag festsetzen. Höhere Beträge sind 
als Zweckrücklage in die Vermögensbuchführung der Kirchengemeinde aufzunehmen.

(7)	 Kassen, die nicht nach den Vorgaben des § 38a HKO in das Rechnungswesen integriert sind, 
sind ein eindeutiger Verstoß gegen die Grundsätze ordnungsmäßiger Buchhaltung und des-
halb untersagt. 

§ 2 Voraussetzungen zur Bildung einer Nebenkasse in Sinne des § 38a HKO

(1)	 Nach § 38a Abs. 3 Ziff. b) HKO müssen Einnahmen und Ausgaben einer Nebenkasse regelmäßig 
anfallen. Die Regelmäßigkeit ist dann begründet, wenn auf ein Haushaltsjahr bezogen etwaige 
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Kassenaktivitäten in mehreren Monaten zu unterschiedlichen Sachverhalten dienen.

(2)	 Nach § 38a Abs. 3 Ziff. c) HKO muss der Bedarf für eine Nebenkasse auf Dauer angelegt sein. 
Dieses ist dann gegeben, wenn es sich bei den jeweiligen Kassenaktivitäten nicht um eine ein-
malige Aktion oder ein einmaliges Projekt handelt und mindestens in zwei Haushaltsjahren 
Bestand hat.

(3)	 Nach § 38a Abs. 3 Ziff. d) HKO ist Voraussetzung zur Bildung einer Nebenkasse, dass die Ab-
wicklung der Kassenaktivität über einen Handvorschuss (§ 40 HKO) nicht geeignet ist. Diese 
Voraussetzung unterstellt, dass ein wesentlicher Teil der Kassenaktivitäten Einnahmen und 
Überweisungen von Ausgaben umfasst.

(4)	 Nach § 38a Abs. 3 Ziff. e) HKO ist Voraussetzung zum Führen einer Nebenkasse, dass der Auf-
wand in einem angemessenen Verhältnis zu den bewirtschafteten Einnahmen und Ausgaben 
steht. Hierbei sind die Kontokosten und der Umfang der Kassenaktivitäten vor Zustimmungs-
beschluss des Kirchenvorstandes sorgfältig abzuwägen.

§ 3 Zweck einer Nebenkasse 

(1)	 Zweck einer Nebenkasse ist die unmittelbare, häufige Abwicklung von einer Vielzahl von 
kleinen Einnahmen und Ausgaben im Rahmen der Ehrenamtstätigkeit, welche bei direkter, 
unmittelbarer Abrechnung über die jeweils zuständige Zentralrendantur für die Verantwortli-
chen zu einem bürokratischen Mehraufwand führen.

(2)	 Die Steuerpflichten der Kirchengemeinde sind für die in der Nebenkasse abgewickelten Vor-
gänge zwingend zu beachten. Umsatzsteuerrelevante Vorgänge sind vorrangig, direkt im 
Haushalt der Kirchengemeinde darzustellen. 

§ 4 Allgemeine Pflichten der Nebenkassenleitung

(1)	 Die Nebenkassenleitung hat für eine korrekte, ordnungsgemäße Führung der Nebenkasse 
nach den allgemein gültigen Bestimmungen Sorge zu tragen.

(2)	 Erforderliche und vom Kirchenvorstand genehmigte Nebenkassen können nach folgenden 
Verfahren von der Nebenkassenleitung geführt werden:

	– EDV-unterstützt per Zugang zum Web-Client (Finanzprogramm NAV-K). Diese Erfassungs-
form wird von hier aus vorrangig empfohlen

	– formlos und händisch per manuellem Kassenbuch

	– Excel-Abrechnungsvorlage

	– Für Bargeldkassen sind zudem die Aufzeichnungspflichten des § 12 dieser Verwaltungs-
vorschrift zwingend zu beachten.

(3)	 Nach § 38a Abs. 6 HKO sind die Nebenkassen monatlich abzuschließen. Die Nebenkassenlei-
tung hat dafür Sorge zu tragen, dass die Vorlage der monatlichen Abrechnung bis zum 5. des 
Folgemonats an die jeweils zuständige Zentralrendantur weitergegeben wird.

(4)	 Die Nebenkassenleitung hat die Erbringung ordnungsgemäß begründeter Belege sicherzu-
stellen und diese monatlich (unmittelbar mit der Abrechnung) über den Haushaltsbeauftrag-
ten an die jeweils zuständige Zentralrendantur weiterzuleiten.

(5)	 Die Nebenkassenleitung hat eine Abstimmung des Kontos bzw. der Barkasse je Buchungstag 
sicherzustellen. Darüber hinaus ist auf eine ordnungsgemäße Übertragung der Kontostände 
bei einem Monatswechsel zu achten. Vorübergehende Kassenentnahmen ohne ordnungsge-
mäße Erfassung im Kassenbuch sind unzulässig.
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(6)	 Die Nebenkassenleitung ist verpflichtet, in ihrem Arbeitsbereich sorgfältig auf die Sicherheit 
des Kassenbestandes zu achten. Darüber hinaus ist das Kassenbuch ordnungsgemäß zu füh-
ren. Die Buchungen sind zeitnah zu veranlassen, spätestens mit Ablauf des Monats, in dem 
sich der Geschäftsvorfall ereignet hat. Der Nebenkassenleitung ist es untersagt, eigene oder 
nicht zum Kassenbestand gehörende Zahlungsmittel in dieser Nebenkasse aufzubewahren.

§ 5 Sachliche und rechnerische Feststellung sowie Anordnungsverfahren

(1)	 Jeder Anspruch und jede Zahlungsverpflichtung ist auf ihren Grund und auf ihre Höhe hin zu 
prüfen. Die Richtigkeit ist in Textform zu bescheinigen (sachliche und rechnerische Feststel-
lung). Da die Einnahmen und Ausgaben der Nebenkassen erst im Nachgang in den Haushalt 
der Kirchengemeinde übernommen werden, ist die sachliche und rechnerische Feststellung 
von der Nebenkassenleitung vor der Kassenaktivität zu treffen.

(2)	 Die Einrichtung bzw. Fortführung einer bereits bestehenden Nebenkasse setzt gem. § 38a HKO 
einen entsprechenden Kirchenvorstandsbeschluss voraus. Hierdurch erlangt die Nebenkasse 
einen Status des festen Bestandteiles des Haushaltsplanes der Kirchengemeinde nach § 13 
HKO. In Ausführung dieser Vorschrift hat der Haushaltsbeauftragte der Kirchengemeinde alle 
Kassenaktivitäten anzuordnen. Dieses gilt auch für die Nebenkassen. Abweichend von § 42 
HKO können die Kassenaktivitäten im Nachgang, jedoch vor Übernahme der Vorerfassung in 
den kirchengemeindlichen Haushalt angeordnet werden. Stellt der Haushaltsbeauftragte Un-
stimmigkeiten bei der Zahlungsanordnung gem. § 42 HKO fest, sind diese zeitnah mit der Ne-
benkassenleitung abzustimmen bzw. zu berichtigen. 

§ 6 Allgemeine Pflichten der Zentralrendantur

(1)	 Die jeweils zuständige Zentralrendantur ist verpflichtet, die ihr angeschlossenen Kirchenge-
meinden auf die Haushaltsgrundsätze der HKO hinzuweisen und dahingehend zu beraten, 
dass etwaige Nebenkassen nur in Ausnahmefällen nach § 38a HKO eingerichtet werden dür-
fen. Über die Errichtung von Nebenkassen in Kirchengemeinden und deren unselbstständigen 
Einrichtungen muss ein Beschluss des Kirchenvorstandes gefasst werden (§ 38a Abs. 2 HKO). 
Gleiches gilt für die Fortführung von bestehenden Nebenkassen (§ 38a Abs. 4 HKO).

(2)	 Die jeweils zuständige Zentralrendantur hat im Benehmen mit der Nebenkassenleitung das 
Verfahren gemäß § 4 Abs. 2 dieser Verwaltungsvorschrift abzustimmen und die jeweiligen Vo-
raussetzungen dahingehend zu schaffen, dass eine Unterweisung für den Web-Client erfolgt 
bzw. die entsprechenden Excel-Kassenbücher zur Verfügung gestellt werden.

(3)	 In Abstimmung mit dem Haushaltsbeauftragten hat die jeweils zuständige Zentralrendantur 
zu allen Abrechnungsarten gemäß § 4 Abs. 2 dieser Verwaltungsvorschrift das jeweilige Vor-
erfassungsbuchblatt bzw. die vorgesehenen Abrechnungsvorlagen mit den für die jeweilige 
Nebenkasse relevanten Haushaltsstellen vorzubereiten. Entsprechende Rundschreiben und 
Schulungsunterlagen hierzu sind den Nebenkassenleitungen zur Verfügung zu stellen (siehe 
z.B. Rundschreiben Finanzen 05/2022 bzw. Schulungsunterlagen zum WebClient). Für jede 
Barkasse bzw. jedes Konto ist hierbei ein individuelles Vorerfassungsbuchblatt vorzubereiten.

(4)	 Nach Vorlage der monatlichen Abrechnung der Nebenkasse durch die Nebenkassenleitung (§ 
4 Abs. 3 dieser Verwaltungsvorschrift) ist die Vorerfassung hinsichtlich 

	– der Richtigkeit der Verbuchungsstelle

	– der Vollständigkeit erforderlicher begründender Belege/Unterlagen

	– sachlicher Richtigkeit und Zahlungsanordnung zu prüfen.
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(5)	 Die Zahlungsanordnung ist monatlich vom Haushaltsbeauftragten der Kirchengemeinde gem. 
2 HKO ggf. nach Abstimmung mit der Nebenkassenleitung zu prüfen und zu unterzeichnen.

(6)	 Die jeweils zuständige Zentralrendantur prüft die monatlichen Nebenkassenabrechnungen 
auf etwaige Vorsteuerschlüssel bei den Nebenkassenausgaben.

(7)	 Die jeweils zuständige Zentralrendantur sorgt für eine ordnungsgemäße und fristgerechte 
Übernahme der geprüften Vorerfassung in das jeweils gültige Finanzprogramm NAV-K und 
stellt somit die echte Verbuchung im Haushalt der Kirchengemeinde sicher. 

(8)	 Die jeweils zuständige Zentralrendantur organisiert eine ordnungsgemäße Belegablage mit 
Verweis auf § 4 Abs. 4 dieser Verwaltungsvorschrift.

(9)	 Die jeweils zuständige Zentralrendantur organisiert eine ordnungsgemäße Ablage der Konto-
auszüge der jeweiligen Nebenkasse.

Die jeweils zuständige Zentralrendantur fügt dem jeweiligen Haushaltsplan nach § 14 Abs. 
1 HKO eine Übersicht über die in der Kirchengemeinde geführten Nebenkassen nach § 38a 
HKO bei. Aufzuführen sind alle Nebenkassen nach § 38a HKO sowie Vorschalt- und Handvor-
schusskassen nach § 40 HKO und nachrichtlich Treugutkassen (ohne Bestandsangabe). Das 
vom Bistum vorgegebene Muster ist zu verwenden.

 

§ 7 Darstellung der Nebenkassen im kirchengemeindlichen Haushalt

(1)	 Gemäß § 17 HKO sind Grundsätze der Veranschlagung im Haushaltsplan verankert. Hierunter 
zählen insbesondere: Grundsatz der Einheit und Vollständigkeit des Haushaltsplanes

	– Grundsatz der Jährlichkeit

	– Grundsatz der Sparsamkeit und Wirtschaftlichkeit

	– Grundsatz der Gesamtdeckung

	– Grundsatz der Haushaltswahrheit und Haushaltsklarheit

(2)	 In Ausführung dieser v. g. Haushaltsgrundsätze sind alle Einnahmen und Ausgaben der Kir-
chengemeinden – hierzu zählen auch die Nebenkassen – in die vorgegebene Haushaltssyste-
matik zu integrieren.

(3)	 In Ausführung des Grundsatzes der Einheit und Vollständigkeit des Haushaltsplanes sind auch 
alle Einnahmen und Ausgaben vorrangig im Verwaltungshaushalt der Kirchengemeinde im 
Sachbuchbereich 00 (Allgemeiner Haushalt), Sachbuchart 1 (Verwaltungshaushalt) darzu-
stellen. Selbstabschließerobjekte dürfen hier nicht gebildet werden. Hierzu zählen insbeson-
dere auch Ferienfreizeiten, Messdienerarbeit, Pfarrfeste etc. Diese Einzelmaßnahmen sind 
vor dem Jahresabschluss individuell mit Zuführungen/Entnahmen an/aus Sonderrücklagen 
auszugleichen, sofern diese nicht im Rahmen des Gesamtdeckungsprinzips des Verwaltungs-
haushaltes abgerechnet werden sollen. 

(4)	 Sofern abweichend hiervon Nebenkassen nach § 1 dieser Verwaltungsvorschriften vorgehal-
ten werden, können diese nachrangig über den Sachbuchbereich 08 (Nebenkassen), Sach-
buchart 1 (Verwaltungshaushalt) dargestellt werden. Diese Nebenkassen können abweichend 
von der Darstellung im allgemeinen Haushalt der Kirchengemeinde objektgesteuert und als 
Selbstabschließer im Rahmen des Jahresabschlusses ausgeglichen und in das Folgejahr über-
tragen werden. Die Abwicklung von Nebenkassen, welche im Sachbuchbereich 08 abgebildet 
werden, bedürfen der Zustimmung und eines Beschlusses des Kirchenvorstandes.

(5)	 Sofern eine Buchung nicht im Verwaltungshaushalt der Kirchengemeinde bzw. über den 
Sachbuchbereich 08 (Nebenkassen) direkt abgebildet werden kann, kann es sich nur um Vor-

(10)
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schusszahlungen bzw. Verwahrgelder handeln. Diese Buchungen sind wie bisher entsprechend 
der Rechtsgrundlage des § 31 HKO als Vorschüsse bzw. Verwahrgelder im Sachbuchbereich des 
Verwaltungshaushaltes (Sachbuchbereich 00, Sachbuchart 8) abzuwickeln.

§ 8 Sonderbereiche 

(1)	 Kassen/Konten der Pfarrcaritas sind ebenfalls Nebenkassen im Sinne des § 38a HKO. Die Ver-
waltung der Gelder der Pfarrcaritas ist gesondert in der Ordnung für die Verwaltung der Som-
mer- und der Caritaskollekte im NRW-Teil des Bistums Münster in der jeweils gültigen Fassung 
geregelt (Kirchliches Amtsblatt 2015, Nr. 24, Art. 247). 

 Im Einzeln sind folgende Regeln zum Verfahren zu beachten:

1.	 Die Gelder sollen immer so eingesetzt werden, dass sie den Menschen in der Gemeinde 
und der Kirchengemeinde zugutekommen. In der Regel sollen die Gelder für unmittelba-
re Einzelfallhilfen verwendet werden. Allerdings können sie auch für Einzelprojekte (z. B. 
Flüchtlingshilfe, Fairteiler, Sozialbüro) eingesetzt werden. Diese sind vom BGV, Abteilung 
630, Kirchengemeinden, zu genehmigen.

2.	 Über die Verwendung der Gelder entscheidet der leitende Pfarrer bzw. ein Vertreter des 
Pastoralteams gemeinsam mit der verantwortlichen Stelle, die vom Kirchenvorstand be-
vollmächtigt ist.

3.	 Die Erträge (Sammlungen, Kollekten, ggf. auch Einzelspenden, Beiträge o. ä.) sind von der 
verantwortlichen Stelle aus haushalts- und steuerrechtlichen Gründen zunächst auf das 
Kassengemeinschaftskonto der jeweils zuständigen Zentralrendantur einzuzahlen und im 
Haushalt der Kirchengemeinde als Einnahme nachzuweisen. Sie werden von der Zentral-
rendantur unverzüglich vollständig auf das Konto der Pfarrcaritas geleitet, um dann mit 
diesem Geld die Hilfen vor Ort entsprechend der Ziff. 1 und 2 zu leisten.

4.	 Die Mittel sind im Sinne der Spender und nach den Grundlagen des Spendenrechts zeitnah 
zu verausgaben. Eine zeitnahe Mittelverwendung ist gegeben, wenn die Gelder spätestens 
in den auf den Zufluss folgenden zwei Kalenderjahren für caritative Zwecke verwendet 
werden. Bei mehrjähriger Betrachtung darf sich der Bestand an Mitteln nicht erhöhen! 
Langfristige Rücklagen dürfen nicht gebildet werden. Bei Nichteinhaltung der vorgenann-
ten Regelungen kann die Bischöfliche Behörde einschreiten und die Gelder entsprechend 
verteilen (Ersatzvornahme). Wir verweisen auf das Rundschreiben Nr. 4/2020 des Fachbe-
reiches Finanzen der Abteilung 630 vom 19.03.2020.

5.	 Die verantwortliche Stelle hat jährlich einen Verwendungsnachweis in einfacher Form, mit 
Hilfe des vom Bischöflichen Generalvikariat zur Verfügung gestellten Musters zu erstellen 
und dem Kirchenvorstand vorzulegen, in dem die bereits im Haushalt verbuchten Einnah-
men und die aus den Rückflüssen getätigten Aufwendungen in Summen nachzuweisen und 
dem Rechnungsprüfungsausschuss auch mit konkreten Einzelbelegen zur Prüfung vorzule-
gen sind. Dadurch soll eine größtmögliche Anonymität von Hilfeempfängern gewahrt blei-
ben und dennoch die Prüfungsverantwortung für den Kirchenvorstand gesichert werden.

6.	 Die Kontoauszüge, Kassenbücher und Belege sind in der Kirchengemeinde zehn Jahre auf-
zubewahren.

7.	 Der vom Kirchenvorstand bzw. Rechnungsprüfungsausschuss geprüfte Verwendungsnach-
weis ist dem Beleggut in der Zentralrendantur und als Kopie in der Kirchengemeinde bei-
zufügen.

8.	 Werden im Rahmen der Caritasarbeit durch andere Aktivitäten weitere Einnahmen gene-
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riert (z. B. Basare), dürfen die Einnahmen und Ausgaben aus steuerrechtlichen Gründen 
nicht über diese Konten abgewickelt werden, sondern sind zur Gewährleistung der um-
satzsteuerrechtlichen Fristen in Abstimmung mit der jeweils zuständigen Zentralrendantur 
zu verwalten. 

Bestehende Caritaskonten sind in der jährlich zu erstellenden Übersicht über die in der Kir-
chengemeinde geführten Nebenkassen nach § 38a HKO aufzunehmen (§ 14 Abs. 1 HKO in 
Verbindung mit § 6 Abs. 10 Verwaltungsvorschrift). 

(2)	 Kirchenmusikalischen Gruppen sind nach der Rahmensatzung für kirchenmusikalische Grup-
pen in der Diözese Münster (Kirchliches Amtsblatt 2018, Nr. 11, Art. 127) Einrichtungen der 
Kirchengemeinde ohne eigene Rechtspersönlichkeit. Ihre Kassen stellen als zweckgebundenes 
Sondervermögen auch Nebenkassen der Kirchengemeinde dar. 

In Ergänzung zu den Grundsätzen bei Nebenkassen gemäß § 38a HKO sind folgende Hinweise 
zu beachten:

1.	 Grundsätzlich trägt die Kirchengemeinde im Rahmen ihres Haushaltsplanes die Kosten der 
musikalischen Gruppe, die in Wahrnehmung der sich aus der Satzung ergebenden Auf-
gaben entstehen. Dementsprechend sind Spenden oder Zuschüsse für den liturgischen 
Dienst, Einnahmen und Ausgaben für kirchenmusikalische Veranstaltungen oder Konzer-
te, Notenmaterial für die Gottesdienstgestaltung etc. immer direkt über den Haushalt der 
Kirchengemeinde abzuwickeln. Nicht unmittelbar verwendete Spenden oder Überschüsse 
aus kirchenmusikalischen Veranstaltungen sind einer entsprechenden Zweckrücklage zu-
zuführen.

2.	 Daneben dürfen die kirchenmusikalischen Gruppen nach § 13 Abs. 2 und 3 der Rahmen-
satzung eine Gemeinschaftskasse führen (Nebenkasse). Sie dient der Pflege der Gemein-
schaft. Die Mitgliedsbeiträge sowie Zuweisungen der Kirchengemeinde für diesen Zweck 
werden darüber nachgewiesen.

3.	 Bei Spenden und Erlösen aus Veranstaltungen, die der Gemeinschaftskasse zugeführt 
werden sollen, ist wegen der Umsatzsteuerpflichten der Kirchengemeinden folgendes zu 
beachten: unabhängig von § 13 Abs. 2 der Rahmensatzung ist sicherzustellen, dass alle 
Einnahmen und Ausgaben aus der Durchführung von Veranstaltungen auch außerhalb des 
liturgischen Bereiches, wenn sie nicht direkt über den Haushalt der Kirchengemeinde ab-
gewickelt werden, entsprechend den Vorgaben zu § 38a HKO mindestens einmal monat-
lich im Haushalt der Kirchengemeinde gebucht werden. 

4.	 Bei Spenden, soweit sie nicht ohnehin über den Haushalt verbucht sind, und Mitgliedsbei-
trägen sowie den Ausgaben aus den internen Aktivitäten reicht es im Sinne des Grundsat-
zes der Vollständigkeit aus, wenn diese einmal jährlich zum 31.12. nachträglich im Jahr des 
Entstehens im Haushalt verbucht werden. Dafür ist vom Kassenverantwortlichen sicher-
zustellen, dass eine entsprechende vollständige Abrechnung zum 31.12. zur Verbuchung 
über den Haushaltsbeauftragten der Zentralrendantur vorgelegt wird. 

5.	 Nach § 12 der Rahmensatzung wird eine jährliche Prüfung der Gemeinschaftskasse durch 
die gewählten Kassenprüfer vorgenommen. Die Einnahmen und Ausgaben aus den inne-
ren Aktivitäten werden somit in eigener Verantwortung verwaltet. Der Kassenbericht und 
der Bericht der Kassenprüfer werden der Mitgliederversammlung vorgelegt. Diese ent-
scheidet über die Entlastung des Vorstandes.

Bestehende Kassen/Konten/Gemeinschaftskassen sind in der jährlich zu erstellenden Über-
sicht über die in der Kirchengemeinde geführten Nebenkassen nach § 38a HKO aufzunehmen 
(§ 14 Abs. 1 HKO in Verbindung mit § 6 Abs. 10 Verwaltungsvorschrift). 
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(3)	 Handvorschüsse gemäß § 40 Abs. 1 HKO können von der beauftragten Person im Benehmen 
mit der Kasse einzelnen Personen als Wechselgeld oder zur Leistung geringfügiger Barzah-
lungen, die regelmäßig anfallen, gewährt werden. Handvorschüsse sind mindestens einmal 
jährlich hinsichtlich der ordnungsgemäßen Verwaltung durch den Haushaltsbeauftragten bzw. 
den Kirchenvorstand zu überprüfen. Die Prüfungen sind anhand von Niederschriften zu doku-
mentieren und dem Beleggut beizufügen. Bestehende Handvorschüsse sind in der jährlich zu 
erstellenden Übersicht über die in der Kirchengemeinde geführten Nebenkassen aufzuneh-
men (§ 14 Abs. 1 HKO in Verbindung mit § 6 Abs. 10 Verwaltungsvorschrift). 

(4)	 Als Sonderregelung zum Grundsatz der Einheitskasse (§ 38 HKO) können gemäß § 40 Abs. 2 
HKO weiterhin auch Vorschaltkonten eingerichtet werden, wenn eine hohe Anzahl von kleinen 
Einnahmepositionen, z.B. Teilnehmerentgelte, die bei direkter Einzahlung auf ein Kassenge-
meinschaftskonto einerseits die unmittelbare, zeitnahe Kontrolle durch die Verantwortlichen 
erschweren und zum anderen zu einem hohen Buchungsauswand für die jeweils zuständige 
Zentralrendantur führen würden.									      
Die Einrichtung von Vorschaltkonten im Sinne dieser Verwaltungsvorschrift bedürfen keiner 
Zustimmung der Bischöflichen Behörde. Diese wurde im Vorfeld für Vorschaltkonten zur Ab-
wicklung der Verpflegungsgelder in Kitas über das Verpflegungsmodul KitaPLUS sowie für Bü-
chereien als Einzelverfügung erteilt, da hierfür keine Voraussetzungen vorlagen.		
Darüber hinaus übliche und aufgrund dieser Verwaltungsvorschrift zulässige Vorschaltkonten 
sind:

	– Pfarramtskonten

	– Teilnehmereinzahlungskonten für Ferienmaßnahmen o. ä.

	– Spendensammelkonten

Für Vorschaltkonten gilt, soweit in den besonderen Verwaltungsvorschriften keine anderslau-
tenden Regelungen getroffen werden, grundsätzlich folgendes:

1.	 Vorschaltkonten können eingerichtet werden für die zweckgerechte Abwicklung einer re-
gelmäßigen Vielzahl von gleichartigen Einzeleinnahmen.

2.	 Sie sind auf den Namen der Kirchengemeinde einzurichten.

3.	 Die Einrichtung eines Vorschaltkontos bedarf eines Beschlusses des Kirchenvorstandes un-
ter Festlegung des Kontoverantwortlichen und des Zweckes.

4.	 Über den eingegrenzten Einnahmebereich hinausgehende Kassengeschäfte dürfen über 
das Vorschaltkonto nicht abgewickelt werden.

5.	 Es ist sicherzustellen, dass die Einnahmen regelmäßig und zeitnah (mindestens monatlich) 
zur Verbuchung im Haushalt an die Zentralrendantur weitergeleitet werden.

6.	 Da über Vorschaltkonten ausschließlich durchlaufende Gelder abgerechnet werden, die 
direkt an die Zentralrendantur weitergeleitet werden, ist eine gesonderte Abrechnung zum 
Jahresende nicht erforderlich. 

7.	 Der Bestand eines Vorschaltkontos muss jedoch jederzeit aufschlüsselbar sein. 

8.	 Grundsätzlich darf ein Geschäfts- und Abwicklungskonto (Vorschaltkonto) nach der Berei-
nigung des Bestandes um noch abzuwickelnde Gelder, keinen Bestand bzw. nur den Vor-
schussbestand ausweisen.

9.	 Die regelmäßige Überprüfung (mindestens einmal jährlich) obliegt dem Haushaltsbeauf-
tragten bzw. dem Kirchenvorstand. Diese Prüfungen sind zu dokumentieren und den Haus-
haltsunterlagen in der Zentralrendantur beizufügen.
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Für Spendensammelkonten gilt darüber hinaus:

1.	 Das gesonderte Spendeneinzahlungskonto ist ausschließlich für die konkrete Sammelakti-
on auf den Namen der Kirchengemeinde einzurichten.

2.	 Die dort eingezahlten Beträge sind mindestens monatlich, entweder direkt zur Finanzie-
rung der betreffenden Maßnahme oder bis zur endgültigen Verwendung vorübergehend 
zur Belegung auf eine entsprechende Zweckrücklage in den Haushalt der Kirchengemeinde 
zu überführen.

3.	 Nach Beendigung der Maßnahme ist das Konto aufzulösen. Die Kontoauszüge sind dem 
Beleggut in der Zentralrendantur beizufügen.

Bestehende Vorschaltkonten sind in der jährlich zu erstellenden Übersicht über die in der Kir-
chengemeinde geführten Nebenkassen aufzunehmen (§ 14 Abs. 1 HKO in Verbindung mit § 6 
Abs. 10 Verwaltungsvorschrift). 

§ 9 Verbot von Zahlungen aus der Nebenkasse

(1)	 Folgende Zahlungen dürfen nicht aus der Neben- und Barkasse vorgenommen werden:

	– Aufwandsentschädigungen

	– Honorare

	– Reisekosten und Reisekostenerstattungen, darunter fallen auch Tickets für öffentliche Ver-
kehrsmittel und Parkgebühren. Für Ehrenamtliche, die nicht in einem kirchlichen Beschäf-
tigungsverhältnis stehen, gilt Satz 1 nicht für Kleinstbeträge bis zu 50 Euro.

	– Bewirtungskosten, Aufmerksamkeiten und Geschenke. Für Ehrenamtliche, die nicht in 
einem kirchlichen Beschäftigungsverhältnis stehen, gilt Satz 1 nicht für Kleinstbeträge bis 
zu 50 Euro

	– Büro-, Geschäfts- und EDV-Ausstattung sowie größere Beschaffungen von Büromaterialien. 
Dies gilt nicht für Kleinstbeträge bis zu 50 Euro.

§ 10 Aufbewahrung und Bestand der Nebenkasse

(1)	 Zahlungsmittel, Bargeld, Schecks sind in einer verschließbaren Geldkasse in einem Geldschrank 
aufzubewahren. Die Geldkasse ist sicher zu verwahren. Die Schlüssel für die Geldkasse sind si-
cher zu verwahren und dürfen nur der Nebenkassenleitung zugänglich sein. 

(2)	 Soweit und solange diese zur Erledigung der laufenden Kassengeschäfte durch die Neben-
kassenleitung benötigt wird, kann die verschließbare Geldkasse außerhalb des Geldschrankes 
bereitgehalten werden.

(3)	 Der Kassenbarbestand ist stets so niedrig wie möglich zu halten. Ein solcher von mehr als 
1.000,00 Euro darf nur für einen Zeitraum von bis zu drei Arbeitstagen vorgehalten werden.

§ 11 Aus- und Einzahlungen

(1)	 Die Führung der Nebenkasse ist von der Zahlungsanweisung zu trennen. Eine Verbindung bei-
der Funktionen in einer Person ist unzulässig. Somit darf der Haushaltsbeauftragte der Kir-
chengemeinde nach § 2 HKO nicht gleichzeitig eine Nebenkassenleitung innehaben.

(2)	 Auszahlungen dürfen nur aufgrund der entsprechenden Belege, insbesondere einer ordnungs-
gemäßen Rechnung, sowie einer schriftlichen Zahlungsanweisung erfolgen.
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(3)	 Alle Belege sind im Original vorzulegen. Elektronisch zur Verfügung gestellte Rechnungen wer-
den nach Maßgabe der einschlägigen gesetzlichen Bestimmungen akzeptiert und sind in Pa-
pierform vorzulegen. Zudem sind elektronisch zur Verfügung gestellte Rechnungen, die zum 
Vorsteuerabzug berechtigen, zwingend elektronisch zu archivieren und aufzubewahren. Elek-
tronische Belege müssen während der Aufbewahrungsfrist jederzeit lesbar und maschinell 
auswertbar sein.

(4)	 Eine ordnungsgemäße Rechnung im Sinne von § 14 Abs. 4 UStG muss folgende Angaben ent-
halten:

a)	 vollständiger Name und Anschrift des leistenden Unternehmers und des Leistungsempfän-
gers

b)	 Steuernummer oder Umsatzsteuer-Identifikationsnummer des leistenden Unternehmers

c)	 Ausstellungsdatum

d)	 Rechnungsnummer

e)	 Gegenstand der Lieferung oder Umfang und Art der Leistung

f)	 anzuwendender Steuersatz, Rechnungsbetrag und darauf entfallender Steuerbetrag oder 
Hinweis auf das Vorliegen einer Steuerbefreiung. Bei Rechnungen, deren Gesamtbetrag 
250,00 Euro nicht übersteigt (sogenannte Kleinbetragsrechnungen), wie z.B. Kassenbons, 
Quittungen und dergleichen, genügen folgende Angaben:

fa)  Name und Anschrift des leistenden Unternehmers

fb)  Ausstellungsdatum 

fc)  Gegenstand der Lieferung oder Umfang und Art der Leistung

fd)  Bruttobetrag

fe)  Steuersatz oder ggf. ein Hinweis auf eine Steuerbefreiung

ff)   Thermobelege müssen kopiert werden

(5)	 Im Falle einer Barauszahlung bestätigt der Zahlungsempfänger durch seine Unterschrift auf 
einer ordnungsgemäß ausgestellten Quittung den Erhalt des Geldbetrags. Der Kassenführer 
hat sich zu vergewissern, dass der Zahlungsempfänger der Berechtigte ist. Im Falle einer Ba-
reinzahlung hat der Kassenführer dem Einzahlenden hierüber eine ordnungsgemäße Quittung 
zu erteilen.

§ 12 Besondere Aufzeichnungspflichten bei Bargeldkassen

(1)	 Bargeldkassen können als „offene Ladenkasse“ oder „Schubladenkasse“ handschriftlich ge-
führt werden. Diese Form der Kassenführung kann zum Beispiel an Getränke- und Essensstän-
de auf Pfarrfesten etc. angewandt werden. Die Ausführungen zu „Kasse/Anforderungen an 
Kassenaufzeichnungen bei offenen Ladenkassen“ in der Arbeitshilfe Nr. 298 der ökumenischen 
Arbeitsgruppe Umsatzsteuer des VDD und der EKD sind zwingend zu beachten anzuwenden.

(2)	 Sinn und Zweck eines handschriftlich geführten Kassenberichtes ist die richtige und nachvoll-
ziehbare Ermittlung der Bareinnahmen. Eine am PC geführte Barkasse ist nicht zulässig.

(3)	 Die tägliche Berechnung der Tageseinnahmen hat durch Rückrechnung aus dem ausgezählten 
Tageskassenbestand zu erfolgen (retrograde Methode).

(4)	 Ein Muster-Kassenbericht muss enthalten:

	– Tagesendbestand (Endbestand zum Geschäftsschluss)
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	– + Geschäftsausgaben des Tages

	– + Geldtransit auf das Bankkonto (Bankeinzahlung)

	– + Sonstige Einnahmen 

	– = Zwischensumme

	– - Anfangsbestand (Kassenbestand des Vortages)

	– = Kasseneingang

	– - Geldtransit vom Bankkonto (Bankauszahlung)

	– - sonstige Tageseinnahmen

	– = Bareinnahmen des Tages (Tageslosung).

(5)	 Der Kassenbestand zum Geschäftsschluss muss täglich ausgezählt werden. Dabei sind sowohl 
die Geldscheine als auch das komplette Hartgeld zu zählen. Ein Nachweis für das tatsächliche 
Auszählen kann das Zählprotokoll sein.

(6)	 Bei Veranstaltungen mit hohen Bargeldeinnahmen (z.B. Pfarrfest) ist die Führung eines Zähl-
protokolls zu empfehlen. Der Zählnachweis sollte unter Angabe von Datum und Uhrzeit un-
terschrieben werden. So wird dokumentiert, dass die Zählung nach Geschäfts- bzw. Veranstal-
tungsschluss vorgenommen wurde.

(7)	 Beim Einsatz von elektronischen Registrierkassen gelten verschärfte Regeln, die zwingend zu 
beachten sind.

§ 13 Einnahmen von Spenden

Spendenquittungen oder Zuwendungsbestätigungen dürfen von der Nebenkassenleitung nicht 
ausgestellt werden. Spendenquittungen oder Zuwendungsbestätigungen der Kirchengemeinde 
werden von der Kirchengemeinde ausgestellt. Der lückenlose Nachweis ist sicherzustellen und 
mit Hilfe der E-mip Software zu dokumentieren.

§ 14 Prüfung der Nebenkasse

(1)	 Die Vorprüfung der in den Kirchengemeinden und deren Einrichtungen vorgehaltenen Neben-
kassen erfolgt durch den Kirchenvorstand gemäß § 79 HKO.

(2)	 In der Kassenprüfung ist der Kassen-Ist-Bestand mit dem Kassen-Soll-Bestand gemäß Kassen-
buch abzugleichen. Des Weiteren ist zu prüfen, ob alle Ein- und Auszahlungsbelege vorliegen 
und der tägliche Bestand an Bargeld nicht den notwendigen oder zulässigen Umfang über-
schreitet.

(3)	 Über die Vorprüfung ist ein Bericht zu fertigen und mit Unterschrift der Nebenkassenleitung 
und dem Rechnungsprüfungsausschuss in der Buchhaltung abzulegen (§ 79 Abs. 3 HKO). 

(4)	 Die Einhaltung dieser Verwaltungsvorschrift wird im Rahmen der Haushaltsprüfung gemäß § 
81 HKO durch die Abteilung 140, Revision und Wirtschaftlichkeit, geprüft.

§ 15 Jahresabschluss

Zum 31.12. eines Jahres ist der Kassenbestand zu dokumentieren. Die Nebenkassenführung des 
ablaufenden Geschäftsjahres ist damit abgeschlossen. Spätere Erfassungen sind unzulässig. Die 
Nebenkassenführung ist im Zuge der Jahresabschlussprüfung mit zu prüfen.
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§ 16 Inkrafttreten

Diese Verwaltungsvorschrift tritt mit Veröffentlichung im Kirchlichen Amtsblatt für die Diözese 
Münster in Kraft.

Münster, 01.04.2024

      Dr. Klaus Winterkamp
              Bischöflicher Generalvikar


